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Vorwort

Die Einheit Deutschlands kann ohne einheitliche 6kologische Bedingungen in
seinen beiden ehemaligen Teilen keine umfassende materielle Realitdt werden.
Wesentliche Zwischenstation zur 6kologischen Einheit war die weitgehende
Vereinheitlichung des Umweltrechts in Deutschland. Dies ist im wesentlichen
durch die — abgestufte — Ubernahme des Umweltrechts der Bundesrepublik
Deutschland im Gebiet der (ehemaligen) DDR geschehen, wie dies zundchst
durch das — gemeinschaftlich erarbeitete — Umweltrahmengesetz der DDR
und dann durch den Einigungsvertrag angeordnet wurde. Allerdings wird diese
Rechtsharmonisierung erst dann zu einem einheitlichen Umweltschutzniveau in
Deutschland fiihren konnen, wenn in den neuen Bundesldndern eine effektive
Umweltverwaltung und eine funktionierende Verwaltungsgerichtsbarkeit die
Anwendung des Umweltrechts sichern werde.

Der vorliegende Band soll iiber die Entwicklung hin zu einem harmonisierten
Umweltrecht im vereinten Deutschland und iiber die sachlichen Probleme der
Umweltrechtsangleichung informieren. Dabei stehen naturgemal8 die umwelt-
schutzbezogenen Gehalte des Einigungsvertrages und des Staatsvertrages sowie
das Umweltrahmengesetz der DDR im Vordergrund.

Der Verfasser war Mitglied der Arbeitsgruppe ,,Umweltrecht und Verwaltungs-
organisation® der gemeinsamen Kommission der beiden deutschen Staaten. Er
vertritt mit diesem Beitrag aber lediglich seine personliche Meinung. Der
Verfasser dankt seinem Assistenten, Herrn Assessor Heribert Kroger sehr fiir
seine wertvolle Mitarbeit.

Trier, im November 1991
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A. Der Weg zur Umweltrechtsvereinheitlichung
I. Staatsvertrag und Umweltrahmengesetz

Im Zuge der sich abzeichnenden Vereinigung beider deutscher Staaten
bestand eine der nicht unwesentlichen Aufgaben darin, bereits vor der
Vereinigung das (trotz beachtlicher Anspriiche) in weiten Bereichen offenkundig
wirkungslos gebliebene Umweltrecht der damaligen DDR! an das bundesdeut-
sche Umweltrecht anzupassen. Zu diesem Zweck wurde bereits geraume Zeit vor
dem AbschlufB3 des Vertrags iiber die Schaffung einer Wahrungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen
Demokratischen Republik vom 18. Mai 19902 im Rahmen der Gemeinsamen
Umweltkommission beider deutscher Staaten eine Arbeitsgruppe ,,Umwelt-
recht und Verwaltungsorganisation“ eingerichtet, die aus Beamten des Bundes,
der Lander und der DDR (auf Gesamt- und Bezirksebene) sowie aus je einem
Rechtswissenschaftler auf beiden Seiten bestand und fiir seine praktische Arbeit
auf einen weiteren Beraterkreis zuriickgriff. Diese Arbeitsgruppe legte —
notwendigerweise — in sehr kurzer Zeit einen Entwurf fiir ein
, Umweltrahmengesetz*3 vor, der die weitgehende Ubernahme des bundesdeut-
schen Umweltrechts durch die ehemalige DDR vorsah.* Der Entwurf wurde am
29. Juni 1990 von der Volkskammer weitgehend unverdndert angenommen® und
am gleichen Tag verkiindet, jedoch erst am 20. Juli 1990 im Gesetzblatt der DDR

1 Vgl. hierzu Kloepfer| Reinert, ZfU 1990, 1ff.; Jirk, IUR 1991, 70ff. [70f.].; zur
Umweltsituation in den ,,neuen Bundesldndern* vgl. auch Petschow, IUR 1991, 67ff.

2 Vgl. Anlage I, 1. (Auszug).
3 Vgl. Anlage II, 1.

4 Krit. hierzu Schrader, ITUR 1990, 22ff. [23], der beméingelt, daB keine Synthese der
beiden umweltrechtlichen Systeme angestrebt wurde (ebenso bereits in einer Stellungnah-
me bei der Anhérung zum Umweltrahmengesetz im AusschuB fiir UNER am 13. Juni
1990, 9.00 Uhr). Soweit diese Kritik auf rechtliche Gesichtspunkte gestiitzt ist, beriicksich-
tigt sie zu wenig, daB eine echte Synthese eine weitgehende Umgestaltung auch des
bundesdeutschen Umweltrechts bedeutet hitte. Eine solche Umgestaltung wire im
zeitlichen Rahmen des Vereinigungsprozesses schlicht nicht zu bewéltigen gewesen. Das
Umweltrahmengesetz hindert den (nunmehr gesamtdeutschen) Gesetzgeber jedoch nicht,
das bestehende Umweltrecht in Zukunft zu reformieren. Nicht verkannt werden sollte
auch, da Umweltrecht im sozialistischen Staat DDR unter vollig anderen Rahmenbedin-
gungen stand als in der Bundesrepublik Deutschland. Auch dieser Umstand setzte einer
Synthese Grenzen.

5 Zur Beratung des Entwurfs im Ministerrat und der Volkskammer vgl. z. B. Jiirk, in:
Kloepfer, Umweltrechtliche Instrumente, S. 78f. [84ff.] sowie den Kurzbericht iiber die
Anhérung zum Umweltrahmengesetz im AusschuB fiir UNER am 13. Juni 1990, 9.00
Uhr.
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veroffentlicht.® Daher ist davon auszugehen, daB die durch das Umweltrahmen-
gesetz mit Wirkung vom 1. Juli 1990 iibernommenen bundesdeutschen Rechts-
vorschriften erst mit der Veroffentlichung des Umweltrahmengesetzes riickwir-
kend zum 1. Juli 1990 in der damaligen DDR in Kraft traten.”

Entgegen einem in der Offentlichkeit hervorgerufenen Eindruck war es also
keineswegs so, daB erst kurz vor Schaffung der Wirtschafts-, Wahrungs- und
Sozialunion auf Dringen der Oppositionsparteien in der Bundesrepublik
Deutschland verstirkte Bemithungen um die Verbesserung der Umwelt und des
Umweltschutzrechts der DDR einsetzten. Richtig ist freilich, daB urspriinglich
— bei den ersten Vorarbeiten zum Staatsvertrag am Jahresanfang 1990 — der
Umweltschutz noch ausgeklammert war. Erst im Frithjahr 1990 gelang es dem
Bundesumweltminister (zu Recht), den Umweltschutz als ein im Staatsvertrag
zu regelndes Thema durchzusetzen.®

"Der Sache nach handelt es sich bei dem Umweltrahmengesetz um das
Ergebnis eines gemeinschaftlichen deutsch-deutschen Rechtsfindungsprozesses.
Dies wie auch der starke EinfluB der Exekutive bei der Gesetzesvorbereitung
und die enorme Arbeitsiiberlastung der Volkskammer in den Tagen der
Gesetzesberatung sowie die Diskrepanz zwischen hoher Komplexitit des
Gesetzes und geringer Beratungskapazitét fithren zur Frage einer hinreichenden
demokratischen Legitimation. Angesichts des voll erforderlich gewesenen
Vereinigungstempos wird man mit dieser Frage jedoch leben miissen (und
konnen).

Das grundlegende Regelungsprinzip des Umweltrahmengesetzes bestand in
der weitgehenden Ubernahme bundesdeutscher Umweltschutzvorschriften.
Eine generelle Umweltrechtsprivilegierung des Gebiets der damaligen DDR
dagegen hiitte ein umweltpolitisch falsches Signal gegeben. Bei der Ubernahme
umweltschutzrechtlicher Anforderungen an Neuanlagen muBten dabei grund-
sitzlich keine wesentlichen Abstriche gemacht werden. Ganz anders war dies
aber bei bestehenden Anlagen, wollte man doch nicht den Zusammenbruch
weiter Bereiche der Industrie der DDR in Kauf nehmen.

Ein weiteres grundlegendes Problem stellte sich bei der Haftung fiir Altlasten.
Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Gebiets der ehemaligen DDR waren
(und sind) nur zu 16sen, wenn erhebliche Investitionen aus ,,dem Westen* in
dieses Gebiet flossen (bzw. flieBen). Nur so konnte (und kann) auch eine
umfassende Sanierung unter Umweltgesichtspunkten wirklich Erfolg verspre-
chen. Eine unkalkulierbare Haftung fiir moglicherweise oder sogar hochstwahr-
scheinlich vorhandene Altlasten héitte Investoren in erheblichem Umfang
abschrecken und damit sowohl die wirtschaftliche als auch die okologische

6 GBI. I Nr. 42 S. 649.
7 Zu den Folgen der verspateten Veroffentlichung siehe unten S. 165f.

8 Zur Entstehungsgeschichte des Staatsvertrags vgl. Schmidt-Bleibtreu, in:
Stern /Schmidt-Bleibtreu, Staatsvertrag, S. 47ff. [47fF.].
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Sanierung behindern koénnen.® Umgekehrt hétte eine vollige Freistellung von
der Verantwortlichkeit im Erwerbsfalle eine entscheidende Divergenz in der
Rechtslage zwischen beiden deutschen Staaten und unabsehbare Kostenfolgen
fiir den kiinftigen deutschen Gesamtstaat gehabt. Das grundsitzliche Festhalten
an der Verantwortlichkeit fiir Altlasten'® bei gleichzeitiger Modifizierung durch
befristete Freistellungsmoglichkeiten im Einzelfall war daher erforderlich.

Zu beriicksichtigen war bei der Schaffung des Umweltrahmengesetzes stets
auch, daB die Lander der DDR erst im Entstehen waren!! und oft ganz andere
Verwaltungsstrukturen bestanden, von mangelnder personeller und sachlicher
Ausstattung ganz zu schweigen. Hinzu kam das bisherige Fehlen einer
wirklichen Verwaltungsgerichtsbarkeit.!? Diese Defizite sind mit dem Beitritt
nicht automatisch beseitigt worden, und ihr volliger Abbau diirfte noch eine
geraume Zeit in Anspruch nehmen. Mit diesen Defiziten verbunden war und ist
fiir eine erhebliche Zeit immer noch die Gefahr eines eminenten Vollzugsdefizits
des Bundesrechts in der DDR bzw. jetzt im Beitrittsgebiet. Es steht zu hoffen,
daf} diese unvermeidbare ,,DDRisierung®“ des Bundesrechts keine negativen
Riickwirkungen im alten Bundesgebiet selbst haben wird.

Nicht zu unterschitzen waren auch die psychologischen Probleme, die sich bei
der Ubernahme des bundesdeutschen Umweltrechts durch die DDR ergaben.
Nur allzuleicht hitte der Eindruck entstehen konnen, die DDR werde von der
Bundesrepublik Deutschland ,,vereinnahmt*.!3 Gegenreaktionen, welche nicht
im Interesse einer moglichst weitgehenden Rechtsangleichung gelegen hétten,

° Insoweit erscheint es zumindest vorschnell, ein angebliches Ubergewicht wirtschaftli-
cher Interessen im Gesetzgebungsverfahren zum Umweltrahmengesetz zu beklagen, so
aber Schrader, IUR 1990, 22ff. [23]; ders., IUR 1991, 63ff. [63].

10 Zur bundesdeutschen Rechtslage vgl. Kloepfer, Umweltrecht, § 12 Rn. 137ff., zur
Rechtslage in der DDR vgl. DDR-Verwaltungsrecht, S. 352 ff.

11 Vgl. das Verfassungsgesetz zur Bildung von Léndern in der Deutschen Demokrati-
schen Republik — Landereinfiihrungsgesetz— vom 22. Juli 1990, GBL. Nr. 51 S. 955; vgl.
auch Stern, in: Stern/Schmidt-Bleibtreu, Einigungsvertrag, S. 3ff. [23].

12 Von deren Fehlen geht auch Art. 16 Abs. 3 SV aus. Erste Ansétze einer Verwaltungs-
gerichtsbarkeit gab es allerdings bereits durch verschiedene Regelungen vom 14.12.1988,
vgl. das Gesetz iiber die Zustandigkeit und das Verfahren der Gerichte zur Nachpriifung
von Verwaltungsentscheidungen, GBI. I S. 327, das Gesetz zur Anpassung von Regelun-
gen liber Rechtsmittel der Biirger und zur Festlegung der gerichtlichen Zustindigkeit fur
die Nachpriifung von Verwaltungsentscheidungen, GBL. I S. 329, sowie die Verordnung
zur Anpassung von Regelungen iiber Rechtsmittel der Biirger und zur Festlegung der
gerichtlichen Zusténdigkeit fiir die Nachpriifung von Verwaltungsentscheidungen, GBI. I
S.330. Der Schritt hin zu einer echten und umfassenden verwaltungsgerichtlichen
Kontrolle wurde jedoch erst mit dem Gesetz iiber die Zustindigkeit und das Verfahren der
Gerichte zur Nachpriifung von Verwaltungsentscheidungen — GNV — vom 29. Juni
1990, GBI. I S. 595 = NVwZ 1990, 748, vollzogen. Zur Entwicklung der gerichtlichen
Verwaltungskontrolle in der DDR vgl. z. B. Stelkens, DtZ 1990, 305ff. [306f.] m.w.N.;
Kiesgen-Millgramm, LKV 1991, 71 ff. sowie FAZ Nr. 33 v. 8.2.1991 S. 6.

13 Vgl. insoweit Schrader, TUR 1990, 22ff. [insb. 23].



	Vorwort
	Inhalt
	Abkürzungen (einschließlich vielbenutzter Literatur)
	A. Der Weg zur Umweltrechtsvereinheitlichung
	I. Staatsvertrag und Umweltrahmengesetz


